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Beistandschaft kombiniert, nach 394, oder Vormundschaft?
Sachverhalt

Für Frau X, 1927, wurde eine Beistandschaft Art. 394 errichtet. Sie hatte eine eigene Wohnung. Inzwischen hat sich ihr Gesundheitszustand soweit verschlechtert, dass sie nicht mehr alleine wohnen konnte und ins Alters- und Pflegeheim eintreten musste. Über einige Monate ging sie noch regelmässig in Ihre Wohnung um noch "Sachen" zu erledigen. Zunehmend stellte man eine fortschreitende Demenz fest. Sie ist verwirrt und kann nicht mehr alles einordnen.

Das Pflegeheim machte eine dementsprechende Meldung an die Mandatsträgerin und empfahl eine stärkere Massnahme (Vormundschaft). Diese holte ein Arztzeugnis ein. 

Nun soll die Wohnung aufgelöst werden.

Damit die MT die Anliegen vertreten kann, beantragte sie bei der VB, im Sinne der Verhältnismässigkeit, eine Vertretungsbeistandschaft (392.1) kombiniert mit der Verwaltungsbeistandschaft (393.2).

Das Sekretariat der VB trat auf den Antrag nicht ein, da dies nicht nötig sei und der 394'er sowieso stärker sei.

Die VB könne dann im Sinne von 419.2 die Räumung der Wohnung genehmigen.

Fragen:

Ist es richtig, dass das Sekretariat einen Antrag nicht entgegen nimmt und so handelt? Oder sollte die VB einen Entscheid fällen?

Welche Massnahme ist für den geschilderten Fall sinnvoller (392.1/393.2, 394 oder 369)?

Erwägungen

1. Die kombinierte Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 und 393 Ziff. 2 ZGB lässt die Vormundschaft nach Art. 369 ZGB in vielen Fällen als überflüssig erscheinen und ist aufgrund des Verhältnismässigkeitsprinzips bei altersdementen Personen immer dann vorzuziehen, wenn es „lediglich“ um eine umfassende Vertretung und Betreuung geht (Martin Stettler, Könnte ein weniger stigmatisierendes Vormundschaftsrecht einen ausreichenden juristischen Schutz bieten, in Vormundschaft 2000, S. 55 ff.,63; Hans Michael Riemer, Vormundschaftliche Hilfe für Betagte, ZVW 1982 S. 121 f.) . Eine Vormundschaft kann sich beispielsweise dann als erforderlich erweisen, wenn die betreute Person (Z.B. wegen ihres grossen Hab und Gutes) von ehefreudigen Erbschleichern/innen heimgesucht wird und der Vormund nach Art. 94 Abs. 2 ZGB nach (noch) geltendem Recht einen Riegel schieben kann.

2. Besteht bereits ein Beistandschaft nach Art. 394 ZGB, bedarf es keiner Anpassung durch eine kombinierte Beistandschaft. Die Beistandschaft nach Art. 394 ZGB ist so umfassend wie die Vormundschaft (allerdings ohne in die Handlungsfähigkeit einzugreifen) und berechtigt den Beistand zu allen Handlungen, die zur Interessenwahrung der betreuten Person nötig sind und nicht in den Bereich der höchstpersönlichen Rechte fallen. Der Beistand nach 394 wie jener nach 392 I/393 II ZGB steht unter der selben vormundschaftsbehördlichen Aufsicht, beide können ohne besondere Vollmacht der betreuten Person kraft ihrer gesetzlichen Befugnisse handeln. Bei Verlust der Urteilsfähigkeit der nach Art. 394 ZGB betreuten Person kann die betreute Person zwar kein Gesuch um Aufhebung mehr stellen, sie befindet sich aber damit nicht in einer andern Situation als die kombiniert Verbeiständete. Im Unterschied zur obligationenrechtlichen Vollmacht, welche unter Vorbehalt gegenteiliger Vereinbarung mit dem Verlust der Handlungsfähigkeit (insbesondere wegen Verlustes der Urteilsfähigkeit) erlischt, weil der Vollmachtgeber die Handlungen des Bevollmächtigten nicht mehr überwachen und kontrollieren kann, hat die behördlich installierte Beistandschaft nach Art. 394 ZGB auch dann Bestand, wenn die Urteilsfähigkeit entfällt, weil eben die Überwachung durch die Vormundschaftsbehörde gesichert ist.

3. Fazit:

a) Ist es richtig, dass das Sekretariat einen Antrag nicht entgegen nimmt und so handelt? Oder sollte die VB einen Entscheid fällen?
Grundsätzlich sollten Sekretariate der VB alle Geschäfte weiterleiten, welche an sie gerichtet sind. Im vorliegenden Fall hätte ich aber auch so gehandelt wie das VB-Sekretariat, weil es sich um einen gesetzlich überflüssigen Antrag handelte (wenn keine besondern Begründungen für eine Vormundschaft vorlagen) und es wenig sinnvoll schiene, hiezu einen Beschluss zu fassen.

b) Welche Massnahme ist für den geschilderten Fall sinnvoller (392.1/393.2, 394 oder 369)?
Wenn die altersdemente Person nicht rechtsgeschäftliche Verpflichtungen zu ihrem Nachteil eingeht und deshalb der Entmündigung bedarf, dann fahren Sie mit der Beistandschaft nach Art. 394 ZGB fort, sie ermöglicht eine umfassende Betreuung. Weil die altersdemente betreute Person zu den zustimmungsbedürftigen Geschäften gemäss Art. 419 Abs. 2 ZGB ihre Zustimmung nicht mehr geben kann, bedürfen Verfügungen des Beistandes, welche über die gewöhnliche Verwaltung hinausgehen, der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde (wie bei der kombinierten Beistandschaft und der Vormundschaft). Darunter fällt namentlich die Haushaltliquidation (Art. 400, 419 Abs. 2, 421 Ziff. 2 ZGB).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 3.5.2006
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